
Was ist  die Future von Fridays
for Future?
Wir haben alle mitbekommen, dass seit die Corona-Zeiten angefangen haben,
nicht  mehr so besonders viel  in  FFF passiert  ist,  alles  was geplant  war
musste  ja  auch  abgesagt  werden.  Doch  seien  wir  ehrlich:  Auch  vorher
standen wir schon vor tiefgreifenden Problemen, deren Lösung nicht gerade
an der Tür geklopft hat. Viele Aktvist_Innen waren erschöpft und ausgelaugt.
Frustration  und  Desillusioniertheit  haben  sich  in  der  Bewegung  breit
gemacht.  Kein  Wunder,  denn  so  viel  getane  Arbeit,  so  viel  erlittenen
Repression haben uns nur ein paar Babyschritte weitergebracht. Die alte
Idee  mit  NGOs  und  Grünen  zusammen  die  Regierung  zu  bessserer
Klimapolitik zu bewegen ist -wer hätte es gedacht- wieder nicht aufgegangen.
Eine  Strategiedebatte  sollte  stattfinden,  ist  dann  aber  auch  unter  den
Corona-Zug geraten.
Niemand wird bestreiten, dass wir aus unseren Fehlern lernen und etwas
ändern müssen, wenn die Bewegung nicht nach und nach in Stücke zerfallen
soll. Denn Aufmerksamkeit ist zwar erreicht worden, aber wenn wir an der
Klimapaket  der  Bundesregierung  denken,  reicht  das  offensichtlich.  Wir
müssen die  Vorstellung vom grünen Kapitalismus über  Bord werfen,  wir
brauchen konsequenten Umweltschutz statt immer neuen Kompromissen mit
der  Kohlelobby.  Denn  besonders  in  Krisenzeiten  -wie  die  kommende
Wirtschaftskrise,  die  sich  langsam anbahnt-  wird  die  „grüne“  Produktion
teurer  und  unattraktiver  für  die  Kapitalist_Innen.  Außerdem  werden
Konzerne gerettet, die Profite einbringen wie wir es gerade am Beispiel der
Autoindustrie oder Reisekonzerne sehen. Statt Appellen an den Staat müssen
wir also anfangen uns selbst als Bezugspunkt zu setzen für die Veränderung,
die wir brauchen.
Wir, die Menschen, die von den Krisen dieser Gesellschaft betroffen sind,
müssen  zu  der  gesellschaftlichen  Kraft  werden,  die  entscheidet  wie  die
Produktion,  wie  die  Gesellschaft  aufgebaut  ist.  Um  dahin  zu  kommen,
brauchen wir konkrete Forderungen:

Verbesserungen  statt  Verbote!  Die  Konzerne  sollen  selber  für  den
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Klimawandel zahlen, den sie verursacht haben. Für die Bevölkerung keine
höheren  oder  indirekte  Steuern,  sondern  kostenlosen  Nahverkehr!  Keine
EEG zahlen, sondern konstenlosen Ökostrom!

Produktion,  Energiewende  und  Verkehr  müssen  demokratisch  durch
Produzent_Innen und Verbraucher_Innen kontrolliert werden anstatt sich an
dem Profit  auszurichten,  der  dabei  rumkommt!  Niemand soll  einfach  so
entlassen werden, stattdessen bedarf es einer Umstellung der Produktion,
kostenlose Umschulung, sowie einen gemeinsamen Tarifvertrag für Alle, die
in  der  Energiebranche  arbeiten!Klimagerechtigkeit  funktioniert  nur
international! Anerkennung der Klimakrise als Fluchtgrund, offene Grenzen
und volle Staatsbürger_Innenrechte für Alle! Außerdem sollen die Konzerne,
die ihre Produktion auslagern und woanders die Umwelt zerstören zahlen!

Baut Komitees auf in euren Schulen, Unis und Betrieben! Wenn sie nicht
heraus auf die Straße kommen, bringen wir die Themen zu ihnen. Diese
Komitees müssen außerdem über zentrale Forderungen und Ausrichtungen
der Bewegung abstimmen! Nur so können wir demokratisch, gemeinsam und
transparent die Zukunft entscheiden!

Mit der kommenden Wirtschaftskrise, deren Auslöser die Pandemie ist, rollt
nun neben der Klimakrise eine weitere Krise auf uns zu. Abwrackpremie und
Milliarden  für  die  Automobilindustrie,  Datteln  soll  eröffnet  werden  und
Stellenstreichungen bei der Bahn: Unter dem Vorwand „die Wirtschaft zu
retten“ werden die kleinen Fortschritte, die wir uns in den letzten Jahren
erkämpft  haben wieder rückgängig gemacht.  Unter dem selben Vorwand
werden auch die Infektionsschutzmaßnahmen aufgelockert und dabei eine
unnötig schwere 2. Welle in Kauf genommen. Für den Profit  werden wir
wieder in die Schule geschickt, obwohl sie einen der Hauptinfektionsherde
darstellt.
Den Kampf dagegen können wir nicht führen ohne die Gewerkschaften. Diese
haben so ein mächtiges Mobilisierungspotential, wenn sie nur wollen und
objektiv  haben sie  das gleichen Interesse wie wir:  Nicht  für  diese Krise
zahlen!  Zusammen  müssen  wir  eine  internationale  Antikrisenbewegung
aufbauen. 2019 waren wie so oft in der Geschichte wir, die Jugendlichen,
wiedermal diejenigen, die vorgeprescht sind. Heute liegt es immernoch an



uns!

Aufruf  zum  Schulstreik  gegen
die Öffnung der Schulen!
in Unterstützung des #Schulboykott

Am 14. Mai (14.05.) 2020 um 10 Uhr, also nächste Woche
Donnerstag,  rufen  die  internationalistische,  kommunistische
Jugendorganisation  REVOLUTION
und die antikapitalistische Schulgruppe „Lessing Wird Politisch“ auf,
gemeinsam gegen die Schulöffnungen vor der Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend
und Familie (am Alexanderplatz) auf die Straße zu gehen.

Die frühzeitige Öffnung der Schulen ist ein unverantwortlicher
Akt, der die Gesundheit von unzähligen riskiert und eine zweite Welle
der  Pandemie  provoziert.  Auch  wenn  die  Chancen-ungleichheit  des  E-
Learnings in
den Vordergrund gestellt wurde, machen der überhastete Beschluss und die
Durchführung  klar,  dass  durch  diese  Entscheidung  ein  rein
wirtschaftliches
Interesse erfüllt wird. Die Schüler_Innen der Abschlussklassen sollen um
jeden Preis ihre Prüfungen bewältigen um dem Arbeitsmarkt zu Verfügung
zu
stehen.  Gleichzeitig  können  mehr  Eltern  protestlos  die  Arbeit  wieder
aufnehmen,
desto  mehr  Schüler_Innen  in  die  Schule  zurückgeschickt  werden.  Dabei
werden die
Warnungen  seitens  Virolog_Innen  in  den  Wind  geschlagen  und
Sicherheitsmaßnahmen
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nicht  zureichend  umgesetzt.  Wir  müssen  diese  Entscheidung  auch  im
Zeichen  der  kommenden
Wirtschaftskrise sehen, als eine in einer Reihe von vielen Entscheidungen,
die erneut die Schicksale tausender der Rettung der Wirtschaft und damit
dem
Interesse einiger Weniger, opfern. Generell und schon gar nicht dafür wollen
wir Schüler_Innen in die Schule gehen und krank werden, nur um das Virus
dann
erneut in der Gesellschaft zu verbreiten, unsere Liebsten anzustecken
oder selbst krank zu werden. Wir möchten nicht für eine zweite Welle des
Virus
mit verantwortlich sein. Statt uns einfach zurück in die Schule zu
schicken sollte zusammen mit Schüler_innen und Lehrkräften das E-Learning
besser ausgebaut werden – zukünftig und auch heute sollte uns mehr
Mitsprache im Lehrplan, der Unterrichtsgestaltung und natürlich bei
wichtigen Themen wie der Schulöffnung während einer Pandemie gegeben
werden.
Außerdem muss allen Schüler_Innen der Zugang zu lehr- und technischen
Mitteln
garantiert werden, um sich in vollem Umfang am Unterricht daheim oder in
der
Schule zu beteiligen.

Deswegen ist unsere Antwort Streik – denn nur mit
einem Streik können wir den Druck aufbauen, den es braucht um diese
Entscheidung zu kippen und Forderungen für einen besseren Schulalltag
während
und nach der Pandemie durchzusetzen. Der Schulboykott setzt dabei einen
guten
Anfang, doch braucht es für den nötigen Druck die Mithilfe der arbeitenden
Bevölkerung, eben die Ausweitung zu einem Streik.

Daher fordern wir:

die  Rücknahme  der  überhasteten  Schulwiedereröffnung.  Die
Gewerkschaft   GEW,  Vertreter_Innen  der  Lehrer_Innen,



Schüler_Innen,  Eltern  unter  Beratung von  Virolog_Innen –  nicht  
Schulbehörden,  Staat  oder  sog.  „Expert_Innen“  müssen  darüber
entscheiden, wann die Schulen eröffnet werden oder nicht.
die  Ausstattung  aller  Schüler_Innen  mit  kostenlosen  digitalen  
Endgeräten  um  die  indiv iduel le  Tei lnahme  an  den  E-
learningangeboten  zu   gewährleisten,  sowie  kostenloser
Internetzugang.  
die freiwillige Versetzung aller Schüler_Innen in die nächsthöhere
Klassenstufe. 

Absage aller
Abschlussprüfungen  an  allen  Schultypen  und   Anerkennung  des
Abschlusses
für alle Schulabgänger_Innen (Abitur, andere  Abschlussprüfungen).
Abschaffung des Numerus Clausus (NC) an den  Universitäten und
freier
Zugang zur Uni für alle AbgängerInnen. 
freiwillige Nachhilfe und
Unterricht in Kleingruppen, für leistungsschwächere Schüler_Innen,
oder solche,
die das Gefühl haben nicht gut mitzukommen.

Also schließt euch uns am
Donnerstag, den 14.05.2020 um 10 Uhr vor der Senatsverwaltung
für Bildung, Jugend und Familie zu einer Kundgebung an.

Bernhard-Weiß-Straße 6 
(am Alexanderplatz)

Liebe Grüße und wir freuen uns darauf euch mit uns auf der
Straße zu sehen!

REVOLUTION und Lessing Wird Politisch



Fulda: REVO vor Ort!
Fulda: Schulleitung macht
Druck auf linke Schüler_Innen

Im
Zuge der Bewerbung einer Veranstaltung zu den Strategien der
Umweltbewegung, waren Mitglieder unserer Fuldaer Ortsgruppe an ihren
Schulen aktiv, um mit einem Flyer Mitschüler_Innen für die
Umweltproblematik zu sensibilisieren.

In
diesem Flyer argumentieren wir, dass es kein Zufall ist, dass die
Regierungen trotz alarmierender wissenschaftlicher Erkenntnisse nicht
fähig und nicht willens sind ihre Politik zu ändern. Sie stehen
stellvertretend für eine kapitalistische Gesellschaftsordnung, in
welcher letztlich alles den Profitinteressen der Wirtschaft
untergeordnet wird – auch der Umweltschutz, denn dieser kostet
Geld. Nachhaltigkeit und Kapitalismus sind zwei unvereinbare
Widersprüche. Deshalb treten wir für eine sozialistische
Gesellschaft ein, in der sich die Wirtschaft an den Bedürfnissen
aller Menschen orientiert und
auch von diesen demokratisch und nachhaltig geplant wird.

Diese
Forderung reichte an einer Schule aus, um für Wirbel zu sorgen. Ein
Vater bekam den Flyer von seinem Sohn gezeigt und alarmierte umgehend
die Schulleitung. Von dieser forderte er Maßnahmen und sogar ein
Eingreifen der Sicherheitsbehörden, da die Überwindung des
Kapitalismus gegen die „freiheitlich-demokratische“ Grundordnung
verstößt. Die Schulleitung reagierte mit einer Mail an den
Elternbeirat, das staatliche Schulamt und den Beauftragten für
Extremismusprävention. Nun soll der Verfassungsschutz an die Schule
kommen und über „Linksextremismus“ aufklären.

Dabei
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muss man sich vor Augen führen: In Hessen sind in letzter Zeit
mehrere Nazi-Netzwerke bei der Polizei aufgeflogen. Weiter gab es
zwei faschistische Terroranschläge. Mit dem NSU gab es 2006 noch
einen dritten. Durch Hessen zieht sich eine Blutspur des rechten
Terrors. Kam da mal jemand auf die Idee an Schulen darüber
aufzuklären? Fehlanzeige. Und jetzt setzen sich Schüler_Innen für
eine demokratische und nachhaltige Wirtschaft jenseits des
Kapitalismus ein und der Verfassungsschutz soll kommen!? Geht’s
noch!?

Wir
lassen uns von Schulleitungen und Eltern, die im Kampf für eine
gerechte und nachhaltige Welt ein Problem sehen, sicher nicht
einschüchtern und werden auch weiterhin an unseren Schulen aktiv
sein für die Überwindung des Kapitalismus!

Dresden: REVO vor Ort!
Dresden: Schulgruppen in Aktion

von Alys

Das erste Treffen eurer eigenen
Schulgruppe wurde erfolgreich durchgeführt und jetzt muss eine erste
Aktion her? So ging es auch uns im Gymnasium Dresden Klotzsche. Die
ersten Treffen hatten wir bereits durchgeführt und uns einen
Überblick über Probleme und Themen an der Schule gemacht.
Klimaschutz stand zu der Zeit im Mittelpunkt der Diskussionen vieler
Schüler_Innen. Damit ist es also eine prima Möglichkeit möglichst
viele Menschen anzusprechen und für eine Diskussion zu begeistern.
Doch was kann man an einer Schule dahingehend verändern? Am besten
etwas, womit alle Schüler_Innen täglich konfrontiert sind?
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Schnell fiel unser Augenmerk auf das
Mittagessen. Wenn man mittags etwas Warmes
essen möchte, kommt man nicht drumherum sich ein Menü vom
Essensanbieter zu bestellen. Natürlich gibt es da jeden Tag auch
Fleisch zu essen. – aus Sicht des Klimaschutzes ist das
problematisch, da 18 Prozent der Treibhausgase von der
Fleischindustrie verursacht werden. Dazu kommt, dass das von
Rindern erzeugte Methan die Erdatmosphäre 20 Mal schneller als
Kohlendioxid erwärmt. Außerdem erhöht übermäßiger Fleischkonsum
die Cholesterinwerte, was wiederum das Risiko für Schlaganfälle,
Diabetes Typ 2 und verschiedene Krebsarten steigert. Wir lehnen den
Fleischkonsum natürlich nicht prinzipiell ab. Dennoch ist es mit der
momentanen Lage des Klimas, als auch der gesundheitsschädlichen und
grausamen Massentierhaltung, wahrscheinlich mehr als nötig diesen
einzuschränken. Fleisch aus z.B. biologischer Landhaltung ist für
die meisten viel zu teuer und wird sowieso nicht an Schulen
angeboten. Es ist zwar kein revolutionärer Ansatz auf privaten
Konsumverzicht zu setzen, aber solange die Produktion noch nicht
demokratisch in Arbeiter_Innenhand liegt, ist die Schule ein
Ansatzpunkt für Schüler_Innen sich für ihre Interessen
einzusetzen. Täglicher Fleischkonsum schadet Mensch, Tier und
Umwelt. Es gibt an Schulen noch keine ausreichende Aufklärung über
diese Themen, deshalb sollte es wenigstens die gleiche Auswahl an
Fleischgerichten und vegetarischem Essen geben.

Eigentlich sieht es an unserer
Schule dahingehend schon ganz gut aus. Es gibt immer ein Gericht mit
Fleisch, ein Vegetarisches und einmal Nudeln. Doch da liegt auch das
Problem: Die Soße zu den Nudeln enthält meistens Fleisch. Zum
Beispiel in Form von Jagdwurst oder Bolognese. Zudem ist das
vegetarische Gericht meistens süß, dann gibt es zum Beispiel in
einer Woche Hefeklöße, Kaiserschmarrn und Puddingsuppe. Das mag
nicht jede_R und an solchen Tagen gibt es keine Ausweichmöglichkeit
für Vegetarier_Innen oder Schüler_Innen, die keine Lust auf Fleisch
haben.



Sehr gut lässt sich das Interesse
der Schüler_Innen an mehr vegetarischem Essen in einer
Unterschriftenliste darstellen. Die Hemmschwelle zu unterschreiben
ist relativ niedrig und sollte unsere Forderung abgelehnt werden,
wird klar wie viel Mitspracherecht Schüler_Innen wirklich haben und
andere lassen sich schneller zu radikalen
Kampfformen überzeugen. So haben wir es dann auch gemacht: Einen
Petitionstext verfasst und Listen ausgedruckt. Zusätzlich mit
kleinen Flyern über unsere Gruppe bewaffnet, haben wir zuerst
Schüler_Innen in ihren Klassen und später während der Pause in der
Mensa angesprochen. Einige haben ohne zu fragen unterschrieben, aber
es sind auch viele Diskussionen entstanden. Generell wurde das Thema
gut angenommen und wir
kamen prima in
Kontakt mit interessierten Schüler_Innen. Sogar einige Lehrer_Innen
haben unterschrieben.

Bis jetzt konnten wir schon 214
Unterschriften sammeln, aber das ist wahrscheinlich noch nicht das
Maximum. Deshalb werden wir nach der Coronapause weitermachen und die
Listen zum Schluss den Schulleiter_Innen vorlegen. Was am Ende dabei
herauskommt wissen wir noch nicht. Petitionen führen an Schulen (und
auch generell) zwar selten zu ihrem Ziel, aber das ist erstens kein
Argument es nicht trotzdem zu versuchen und zweitens konnten wir so
erst einmal ausmachen,
wer interessiert ist und auch durch die Diskussionen zum Nachdenken
anregen. Zum Beispiel haben die Schüler_Innen dann beim Essen weiter
mit ihren Freund_Innen darüber geredet etc., und das ist für den
Anfang auch schon mal was.

Jetzt in der Coronazeit können wir
vorerst keine weiteren Unterschriften sammeln. Allerdings liefert sie
uns auch ein neues aktuelles Argument, denn Massentierhaltungen und
Fleischindustrie erhöhen sehr wahrscheinlich die Gefahr von
Pandemien wie das Coronavirus, die Schweinegrippe, die Vogelgrippe,



SARS, AIDS oder Ebola. In der Zukunft wollen wir auf jeden Fall mehr
Teilnehmer_Innen für unsere Treffen gewinnen und natürlich noch
mehr Aktionen planen.

Also bleibt dran und organisiert euch an euren Schulen! Und keine Angst, wir
haben es auch zu zweit schon bis hierhin geschafft.

Prüfungsstopp  sonst
Schulboykott!
Wenn wir uns mit
unseren Freund_Innen an der frischen Luft im Park treffen, um mal aus
der engen Wohnung rauszukommen und zu quatschen, haben wir in 10
Minuten die Bullen an der Backe, weil das aus
„infektionsschutzrechtlichen Gründen“ verboten ist. Ab nächster
Woche sollen aber nun die Schulen wieder aufgemacht werden? Ohne uns!

Es gibt kaum einen
Ort in der Gesellschaft, an dem Viren in so krassem Ausmaß
verbreitet werden wie die Schule. Und ganz ehrlich: wer schon einmal
in seinem Leben auf einem Schulklo war weiß, dass die nötigen
Hygienebedingungen in Schulen nicht umsetzbar sind, von 1,5 m
Mindestabstand ganz zu schweigen. Viele Virolog_Innen haben sich
deshalb gegen die Schulöffnungen ausgesprochen. Außerdem gibt es
kein einheitliches Konzept für den Wiedereinstieg in den
Schulbetrieb und jedes Bundesland kocht seine eigene Suppe. Dass
jedoch Wirtschaftsverbände, neoliberale Forschungsinstitute und
Politiker_Innen so auf eine Wiedereröffnung der Schulen drängen,
zeigt nur wieder einmal, dass es in diesem System um Profite und
nicht um unsere Gesundheit geht. Die Bosse wollen, dass unsere Eltern
wieder zur Arbeit gehen und wir noch schnell Schulabschlüsse

https://onesolutionrevolution.de/pruefungsstopp-sonst-schulboykott/
https://onesolutionrevolution.de/pruefungsstopp-sonst-schulboykott/


reingedrückt bekommen, damit wir auch schnell in den
kapitalistischen Verwertungsprozess eingegliedert werden können.
Dabei ist es ihnen egal, dass diese Maßnahmen höchstwahrscheinlich
eine erneute Welle der Neuinfektionen mit dem Corona-Virus auslösen
werden. Wir fordern die Schließung der Schulen mindestens bis zum
Sommer und höchstens so lange, wie es zur Bekämpfung der
Corona-Pandemie nötig ist!

Das Schuljahr geht
eh nur noch wenige Monate, welche Lerninhalte sollen wir da
eigentlich noch sinnvoll bearbeiten? Ums Lernen geht es hier also
nicht, sondern darum, uns noch schnell unter massivem Stress viele
Prüfungen reinzuwürgen damit wir Abschlussnoten bekommen. Da
Bildung im Kapitalismus vor allem die Funktion hat, uns durch
Autorität, Konkurrenz und verwertbares Wissen in einen Arbeitsmarkt
reinzupressen und dementsprechend vorzuselektieren, sind die
Abschlussnoten in diesem System unerlässlich. Wir fordern die
Aussetzung aller Prüfungen und Klassenarbeiten in diesem Schuljahr
und Versetzungen für alle! Keine_r bleibt wegen Corona sitzen! Alle
Abgangsklassen, ob Hauptschule, Realschule, Berufsschule oder
Gymnasium sollen  einen  Schulabschluss  bekommen.  An  den  Unis
müssen
die NCs ausgesetzt werden.

Dabei geht es uns
nicht darum, dass wir zu faul zum Lernen sind sondern, dass wir
gesellschaftliche Verantwortung übernehmen. Das E-Learning muss zu
Hause weitergehen, allerdings nicht so wie bisher: Wie
selbstverständlich wurde vorausgesetzt, dass wir die nötige
Hardware, also einen eigenen Computer und Drucker samt Zubehör zu
Hause haben. Auch nicht jede_r von uns hat ein eigenes Zimmer und zu
Hause die nötige Ruhe zum Lernen. Während einige von uns Eltern
haben, die selber studiert haben, fließend Deutsch sprechen und ihre
Kinder während des Homeoffice gut bei den Aufgaben unterstützen
können, haben andere von uns Eltern, die vielleicht eine andere



Muttersprache oder eine andere Schulbildung erfahren haben und
alleinerziehend sind oder täglich für wenig Geld im Supermarkt oder
Krankenhaus arbeiten müssen. Wer keinen eigenen Computer hat,
muss  einen  von  der  Stadt  kostenlos  zur  Verfügung  gestellt
bekommen!

Wir labern nicht nur sondern meinen es ernst! Nachdem Unterschriftenlisten
nichts gebracht haben, müssen wir nun selber tätig werden. Jetzt heißt es:
Schulboykott! Wir werden nicht in die Schule gehen und zu Hause bleiben,
bis unsere Forderungen erfüllt wurden. Einfach nur zu Hause Bleiben reicht
natürlich nicht aus. Um unsere Forderungen durchzusetzen, wird es letzten
Endes notwendig sein,  auch auf  die  Gewerkschaften zuzugehen und den
Boykott in einen richtigen Streik umzuwandeln. Damit wir also nicht alleine
blöd dastehen, müssen wir uns vernetzen und organisieren, denn zusammen
sind wir stark! Zusammen mit unseren Lehrer_Innen und der GEW fordern
wir: Lasst die Schulen zu!

B i l d :
https://www.flickr.com/photos/30845644@N04/13924686926/in/photostream/

Nein  zu  überhasteten
Schulöffnungen!
Christian Gebhardt, Gruppe ArbeiterInnenmacht

Lange hat es gedauert. Zuerst galten Kinder und Jugendliche angeblich
überhaupt nicht als gefährdet. Es hieß, sie würden von dem Corona-Virus
zwar infiziert werden können, aber gesundheitlich sei nichts zu
befürchten. Es wäre viel unverantwortlicher, die Schule zu schließen, da
ansonsten ihre Eltern nicht zur Arbeit gehen könnten.
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Dieses „Argument“ galt bis Mitte März, also bis kurz vor dem Beschluss der
Schulschließungen.  Die  Ausbreitung  der  Pandemie  zwang  zu  einem
Kurswechsel.  Die  sozialen  Auswirkungen  der  Schulschließungen  –
Vereinsamung,  Verstärkung  der  sozialen  Ungleichheiten  beim  home-
schooling, Fehlen fest jeder Vorbereitung der SchülerInnen, Lehrer_Innen
und Eltern – spielten damals noch keine Rolle. Das Schuljahr sollte auf Teufel
komm raus durchgezogen werden.

E-Learning – ein Erfolgskonzept?
Dann kam die „Online-Wende“. Innerhalb weniger Tage, ja Stunden wurden
die Schulen geschlossen. Kein/e Schüler_In werde dadurch einen Nachteil
erhalten. Schließlich würden ausreichend Online-Angebote geschaffen und
alles ohne weiteres daheim weitergehen können. Dieses „ohne weiteres“ war
schnell abzusehen: Schüler_Innen aus ärmeren Haushalten waren durch die
jetzige Situation stärker daran gehindert, ordentlich digital zu lernen (Leben
unter Corona – aus der Sicht eines Lehrers).

Die derzeitige Situation – unter anderem geschaffen durch das jahrelange
Verschlafen notwendiger digitaler Versorgung aller Schulen, Lehrer_Innen
und  Schüler_Innen  unabhängig  von  ihrer  Herkunft  –  verstärkte  die
Ungleichheit der Bildung weiterhin. Ein effektives Lernen unabhängig von
der sozialen Herkunft des jeweiligen Kindes ist in der derzeitigen Situation
nicht realistisch.

Stattdessen sollte daran gearbeitet werden, die Kerngruppen zu verkleinern,
jede_N  Schüler_In  mit  einer  digitalen  Ausstattung  zu  versorgen  sowie
Räumlichkeiten  zur  Verfügung  zu  stellen  (z.  B.  Stadtbibliotheken,
Eingliederung  in  die  Notfallbetreuung  in  den  Schulen),  in  denen
Schüler_Innen,  die  zuhause  über  keine  räumlichen  Voraussetzungen
verfügen,  ohne Stress lernen können.  Nur so könnte es den Lehrkräften
sowie den Schüler_Innen ermöglicht werden, ein effektiv Lernen zu gestalten
und daran teilzunehmen.
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Zurück zur Normalität – aber wie?
Nachdem nun die Schulschließungen über vier Wochen andauern, war die
D i s k u s s i o n  d e r  l e t z t e n  T a g e  r u n d  u m  d i e  a l l g e m e i n e n
Lockerungsbemühungen
auch immer stark von der Frage geprägt: „Wann können wir die Schulen
wieder öffnen?“

Anders  als  noch  vor  den  Schließungen  waren  die  Argumente  nun  nicht
ausschließlich  die,  dass  es  den  Eltern  so  schnell  wie  möglich  wieder
ermöglicht werden sollte, die Arbeit wieder aufnehmen zu können. Neben
diesem Argument  wurde  plötzlich  auch  auf  die  soziale  Ungleichheit  der
derzeitigen Situation hingewiesen und ,wie schwer es vielen Familien fällt,
mit dieser Situation umzugehen. Ganz nach dem Motto „spalte und herrsche“
werden hier die Interessen der Eltern gegen die der Schüler_Innen und der
Gesellschaft insgesamt ausgespielt.

Bemerkenswert auch, dass der selektive Charakter des E-Learnings
plötzlich jenen auffällt, die ansonsten den Klassencharakter des
Schulsystems verteidigen und für Privatisierung und verstärkte Auslese
eintreten.

Aber  gut,  dass  wir  sogenannte  „Expert_Innen“  haben,  denen
uneingeschränkt  und  ohne  Probleme geglaubt  werden  kann.  Dumm nur,
wenn sich diese in den wesentlichen Dingen widersprechen. Forderte die
Nationale  Akademie  der  Wissenschaften,  Leopoldina,  die  Schulförderung
direkt nach den Osterferien mit den jüngsten Klassen zu beginnen, kam von
den Expert_Innen des Robert-Koch-Institutes (RKI) die Empfehlung, mit den
älteren  Jahrgängen  zu  beginnen,  da  s ich  diese  eher  an  die
Hygienevorschriften halten könnten. Von Seiten der Regierungen des Bundes
und der Länder wurde sich nun am 15. April darauf verständigt, dem Rat des
RKI zu folgen. Die Schulen sollen nun noch bis zum 4.  Mai geschlossen
bleiben und danach soll  mit dem Unterricht der Abschlussklassen erneut
begonnen  werden.  Wie  dieser  Unterricht  sowie  die  notwendigen
Infrastrukturen (Schulweg, Pausenregelungen etc.) gestaltet werden sollen,
soll nun durch die Kultusminister_Innenkonferenz (KMK) bis zum 29. April



erarbeitet werden.

Doch manche Länder preschen vor – ohne dass irgendwelche hygienischen
oder sonstigen Voraussetzungen, z. B. Grundreinigungen der Schulen, schon
flächendeckend gewährleistet sind. Diese Sonderregelungen sehen Bund und
Länder ausdrücklich vor. Bundesländer, die schon zeitnah das Abhalten ihrer
Abschlussprüfungen (z. B. das Abitur) angekündigt haben, sollen auch schon
vor dem Stichtag ihre Schulen wieder öffnen dürfen. Der Berliner Senat hat
angekündigt,  in  der  kommenden  Woche,  vom  20.–24.  April,  mit  dem
Lateinabitur anfangen zu wollen. Ab 27.4. sollen weitere Schulen geöffnet
werden. In Rheinland-Pfalz sollen die Schüler_Innen der Abschlussklassen
ebenfalls schon Anfang nächster Woche wieder den Unterricht besuchen. Die
Landesregierung in Nordrhein-Westfalen will ab 23. April die Schulen wieder
teilweise öffnen.

Prüfungen auf Teufel komm raus?
Die  Frage  der  Abschlüsse  wird  ebenfalls  von  allen  Politiker_Innen
hochgehalten, spielen sie doch in einer kapitalistischen Leistungsgesellschaft
eine wichtige ideologische Rolle. JedeR soll unter Stress und Druck beweisen,
dass  die  Bereitschaft  und  Fähigkeit  zur  Leistungserbringung  im  System
vorhanden ist. Unabhängig ob nun die Schulen wieder voll starten können
oder nicht, sollen die Prüfungen für die Schüler_Innen früher oder später
durchgezogen werden.

Auch wenn argumentiert werden kann, dass der Großteil  des Lernstoffes
schon  vor  der  Schulschließung  im  Unterricht  behandelt  wurde,  fehlen
wichtige  Bestandteile  einer  gut  organisierten  Prüfungsvorbereitung:  die
Übung, Wiederholung und Vernetzung von Lernstoff der letzten Jahre. Klar
kann sich theoretisch im Selbststudium daheim der Inhalt beigebracht und
für die Prüfungen gelernt werden. Aber das wichtige, begleitete Üben mit
einer  Lehrkraft  sowie  das  gemeinsame  Abfragen  und  Lernen  mit
Mitschüler_Innen fällt in der jetzigen Situation wieder denen zu, die durch
ihre familiäre Situation eine ruhige und feste Lernatmosphäre vorfinden.

Zu  Recht  protestieren  Elternvertretungen,  Gewerkschaften  und



Schüler_Innen  gegen  Prüfungen  unter  diesen  Bedingungen.  Eine  erste
Wirkung hat  das  erzielt.  Das Land Hessen will  allen Schüler_Innen eine
Versetzung in die höheren Klassen erlauben.

Was  kümmert  mich  die  Virusgefahr  von
gestern?
Die  überhastete  Wiedereröffnung  der  Schulen  darf  jedoch  nicht  nur  im
Zusammenhang  mit  schulischen  Fragen  betrachtet  werden.  Die
Bundesregierung  und  die  Länder  setzen  unter  dem  Druck  der
Unternehmer_Innenverbände  auf  ein  möglichst  rasches  Hochfahren  der
Wirtschaft,  also  darauf,  möglichst  viele  wieder  zur  Arbeit  zu  schicken,
Geschäfte und Restaurants zu öffnen.

Während die Eltern wieder in den Betrieb müssen, sollen die Schüler_Innen
an den Schulen betreut werden. Es greift somit zu kurz, nur die Schulpolitik
an  den  Pranger  zu  stellen.  Schließlich  müssen  die  Unternehmen wieder
Gewinn machen –  und das  ist  im Kapitalismus eben systemrelevant  und
allemal wichtiger als Demokratie und Gesundheit. Damit die Eltern wieder
ungestört  zur  Arbeit  können,  sollen  die  Kinder  und  Jugendlichen  in  die
Schule. Mit deren Öffnung wird bewusst das Risiko einer erneuten stärkeren
Ausbreitung  der  Pandemie,  einer  zweiten  Welle  in  Kauf  genommen.  Die
Verantwortung für eine mögliche Steigerung der Infektionszahlen versuchen
Bund und Länder dabei,  vorsorglich auf Lehrer_Innen und Schüler_Innen
abzuwälzen,  die  sich  unter  unverantwortlichen  Bedingungen  eben
„verantwortlich“  zu  verhalten  hätten.

Nein  zur  Schulöffnung!  Nein  zum
Prüfungsabenteuer!
Zu Recht sprechen sich mehr und mehr Gewerkschafter_Innen sowie die
GEW,  Lehrer_Innenvereinigungen,  Eltern-  und  Schüler_Innenvertretungen
gegen die überhastete Öffnung der Schulen aus.

Der DGB spricht sich u. a. auch aus obigen Gründen zusammen mit der



GEW dafür aus, in diesem Schuljahr keine Abschlussprüfungen mehr
durchzuführen. Die Gleichbehandlung der Prüflinge sei nicht gegeben. Wir
unterstützen diese Forderung, die Prüfungen für alle Schultypen
abzusagen. Aber damit ist es alleine nicht getan, lassen sich doch nur
durch die Forderung nach Absage einer Abschlussprüfung schnell Ängste
und Unsicherheiten gegeneinander ausspielen: „Werde ich dann von meinem
Betrieb übernommen?“, „Werde ich eine Anstellung mit einem
Corona-Abschluss finden?“, „Wie kann ich meinen Abischnitt dann noch
verbessern, um mich für meinen Wunschstudiengang bewerben zu können?“

Diese  Fragen  schwirren  vielen  derzeit  bei  der  Diskussion  um  die
Abschlussprüfungen im Kopf umher. Anders ist es nicht zu erklären, warum
Landesschüler_Innenvertretungen wie die aus Baden-Württemberg sich dafür
stark machen, zwar die Prüfungen abzusagen, es aber freigestellt sein soll,
sich  einer  freiwilligen  Prüfung  zu  einem  späteren  Zeitpunkt  zur
Notenverbesserung  unterziehen  zu  dürfen.

Die  richtige  Forderung  der  GEW  und  des  DGB  nach  Aussetzung  der
Prüfungen  in  diesem Jahr  sollte  daher  noch  durch  weitere  Forderungen
ergänzt werden. Nur mit einem solchen Forderungskatalog kann der Druck
von den Schüler_Innen, den Eltern und Erziehungsberechtigten genommen
werden, um auch das häusliche Miteinander in Zeiten von Ausgangssperren
zu vereinfachen. Rührt viel  Druck und Stress doch auch daher,  dass ein
Schuljahr unter schwierigen Bedingungen „normal“ zu Ende geführt werden
soll.

Wir fordern deshalb:

Nein  zur  überhasteten  Schulwiedereröffnung.  Die  Gewerkschaft
GEW, VertreterInnen der Lehrer_Innen, Schüler_Innen und Eltern –
nicht Schulbehörden, Staat oder sog. „Expert_Innen“ müssen darüber
entscheiden, wann die Schule eröffnet wird oder nicht.
Dies bedeutet auch die Erarbeitung eines Umbauplans der Schulen,
um sie für eine „andere Schule“ in Zeiten von Corona fit zu machen:
Ausbau  von  Klassenzimmern  um  kleiner  Klassengruppe  zu
ermöglichen,  Einrichtung von Teststationen um die Schüler_Innen



und  Lehrer_Innen  und  Verwaltungsangestellte  in  den  Schulen
regelmäßig  testen  zu  können.  Ein  solcher  Umbauplan  und
Umbaumaßnahmen  macht  es  notwendig  über  eine  längere
Schulschließung  nachzudenken.
Für die Ausstattung aller  Schüler_Innen mit  kostenlosen digitalen
Endgeräten  um  die  indiv iduel le  Tei lnahme  an  den  E-
learningangeboten  zu  gewährleisten.
Die Versetzung aller Schüler_Innen in die nächsthöhere Klassenstufe.
Absage  aller  Abschlussprüfungen  an  allen  Schultypen  und
Anerkennung des Abschusses für alle SchulabgängerInnen (Abitur,
andere  Abschlussprüfungen).  Abschaffung  des  Numerus  Clausus
(NC)  an  den  Universitäten  und  freier  Zugang  zur  Uni  für  alle
AbgängerInnen.
Sicherung der Ausbildung für alle Schulabgänger_Innen. Sollten die
Unternehmen  Azubis  nicht  einstellen,  müssen  sie  für  deren
Ausbildung zahlen (Umlage) und soll die Ausbildung durch den Staat
bei voller Vergütung gesichert werden.
Übernahme aller Azubis in ihren Lehrbetrieb. Sollte die Übernahme
aufgrund von Schließungen nicht möglich sein, sollen diese Betriebe
entschädigungslos  enteignet,   die  Azubis  bei  vollen  Tariflöhnen
übernommen werden. Sie sollen für gesellschaftlich nützliche Arbeit
(z. B. im Gesundheitswesen, für die Wiedereröffnung der Schulen im
Herbst, für ökologische Erneuerung) etc. beschäftigt werden.
Für die Neueinstellung zusätzlicher Lehrkräfte, die Verringerung der
Klassenteiler und der Deputatsstunden. Die Schulen werden sich im
kommenden Schuljahr mit einer inhomogeneren Schüler_Innenschaft
auseinandersetzen müssen. Hierfür müssen Bedingungen geschaffen
werden, um es den Schulen zu ermöglichen, mit dieser umzugehen.
Für  eine  massive  Ausweitung  der  Bildungsbudgets,  Ausbau  von
Schulen  und  Kitas.  Schluss  mit  der  Privatisierung  der  Schulen,
Privatschulen in öffentliche Hand. Für eine gemeinsame Schule aller
unter  Kontrolle  von  Lehrer_Innen,  Schüler_Innen  und
Vertreter_Innen  der  Lohnabhängigen.

Wir werden diese Forderungen aber nicht geschenkt bekommen. Die



DGB-Gewerkschaften  müssen  mit  ihrer  Burgfriedenspolitik  brechen.  Die
GEW
muss nicht nur kritisieren, sondern vor allem mobilisieren. Anstatt
Politik zusammen mit den Unternehmen zu gestalten, sollte sie eher eine
Bewegung für die Durchsetzung ihrer Forderungen aufbauen.

Es  sollte  zusammen  mit  den  Schüler_Innenvertretungen  sowie  den
Elternbeiräten an einem Boykott der Abschlussprüfungen gearbeitet werden.
Auch  wenn  die  derzeitige  Situation  die  offensive  Mobilisierung  auf  den
Straßen erschwert, sollten Mittel der Verweigerung und des Streiks benutzt
werden, um die diesjährigen Prüfungen zu stoppen.

Schüler_Innen, Bewegungen wie FridaysforFuture, die Gewerkschaften und
die  gesamte  Arbeiter_Innenbewegung  sollten  gegen  die  Schulpolitik  von
Bund und Ländern aktiv werden und sie bestreiken! Gewerkschaften und
Schüler_Innenvertretungen  sollten  nicht  nur  online  protestieren,  sondern
auch an den Schulen den Kampf aufnehmen.

Jugend  und  Corona  –  Keine
Risikogruppe aber trotzdem am
Arsch!
Paul Meyer

Bei
der Corona-Krise wird häufig über Risikogruppen und die Gefährdung
dieser geredet. Wir, die Jugend, werden in den Nachrichten häufig
als die dargestellt, die die Corona-Parties feiern und das Virus
verbreiten. Es wird dabei leider außer Acht gelassen, dass auch wir
unter dieser Krise zu leiden haben. Wir haben häufig keine Folgen
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durch das Virus an sich, aber sehr wohl aus der daraus folgenden
Quarantäne. Vor allem durch die Kontakt- und Ausgangsbeschränkungen,
die uns quasi zu Hause einsperren. Diese treffen aber besonders
ärmere Menschen, die es sich nicht leisten können, ein Netflix-
oder Spotify-Abo zu haben und kein Rückzugsort besteht, in dem sie
ihre Schulaufgaben in Ruhe machen und sich entspannen können. Dieses
Fehlen des Rückzugsortes beinhaltet häufig auch das Fehlen eines
eigenen PCs oder der Hilfe der Eltern. Wenn die Schule wieder
anfängt, ist das ein großer Nachteil, weil die anderen
Schüler_Innen viel weiter im Lernstoff sind, als die ohne Endgerät
und Ruhe. Wir können auch nicht mehr unsere Rückzugsorte besuchen,
wie zum Beispiel Jugendclubs, in welchen wir Raum für
Selbstbestimmung haben, eigene Erfahrungen sammeln und aus den Augen
unserer Eltern sind. Zu Hause müssen wir dann häufig Hausarbeit
übernehmen, also einkaufen gehen, putzen, kochen und Care-Arbeit,
also uns z.B. um Verwandte kümmern, die krank sind. Der Anstieg an
häuslicher Gewalt trifft nicht nur Frauen, sondern auch Kinder. Das
kommt unter anderem daher, dass wir unseren Familienmitgliedern nicht
mehr aus dem Weg gehen können. Diese sind vielleicht frustriert,
weil sie ihren Job verloren haben durch die Krise oder
durch Kurzarbeit nur noch 60% ihres Gehaltes bekommen. Die
Kinder der Gewaltopfer können sich dann auch häufig nicht bei einer
Stelle melden, die dafür zuständig ist, weil sie unter dauerhafter
Kontrolle ihrer Eltern stehen. Es fallen nicht nur Jugendclubs weg,
wo wir uns mit unseren Freund_Innen treffen, sondern auch der Ort, wo
wir sie tagtäglich sehen würden, die Schule. Es gibt aber auch
einige unter uns, die schon arbeiten oder eine Ausbildung machen.
Dort sind wir die ersten, die entlassen werden, weil wir häufig nur
Zeit- oder Honorarverträge, nur als Minijob angestellt sind, oder
gar keinen offiziellen Arbeitsvertrag haben. Das macht es den
Arbeitgeber_Innen leichter, uns zu kündigen. In anderen Fällen, zum
Beispiel im Supermarkt, Essenslieferanten, Landwirtschaft, sind wir
die, die noch zur Arbeit geschickt werden, weil wir zu jenen gehören,
die nicht in der Risikogruppe sind. Höhere Löhne will uns unser_E
Chef_In trotzdem nicht zahlen. Wir sind aber essentiell wichtig zum



Fortbestand vieler Firmen. Die AfD-Bundestagsfraktion schlägt vor,
dass Schüler_Innen zur Zwangsarbeit in die Landwirtschaft geschickt
werden, um „dem Vaterland unter die Arme zu greifen“ und
„Disziplin zu lernen“. Die AfD benutzt hier Rhetorik, die
an den Faschismus erinnert.

Warum
ist das alles so? Der Grund liegt im Kapitalismus, also der Form
unserer Gesellschaft und des Wirtschaftens. Dieser ist darum
aufgebaut, den Besitz einiger weniger krass zu vergrößern, die
restliche Gesellschaft von diesem Reichtum fernzuhalten und trotzdem
alles stabil laufen zu lassen, indem zum Beispiel gesagt wird, dass
einem Sachen nur zustehen, wenn man sie sich „verdient“ hat und
nicht bloß, weil man sie braucht oder es gerecht wäre. So werden
einige der verschiedenen Unterdrückungsformen erklärt, die der
Kapitalismus braucht, um zu funktionieren. Auch wir Jugendlichen
werden unterdrückt, da uns nicht zugestanden wird, selbstbestimmt zu
sein. So haben wir weder das Recht, frei über unseren eigenen Körper
zu entscheiden noch das Recht auf Eigentum, da jeder Besitz, der
eigentlich uns gehören müsste, im Zweifelsfall gesetzlich noch
unseren Eltern gehört und wir von ihnen abhängig sind, weil wir
eigenes Geld und darauf folgenden Möglichkeiten noch nicht
„verdient“ haben. Falls wir schon arbeiten, werden wir deutlich
schlechter bezahlt, weil wir es vor oder während der Ausbildung noch
nicht „verdient“ haben, genauso viel (oder eher wenig) wie die
anderen Arbeiter_Innen zu verdienen. Und Menschen wählen, die unsere
Interessen vertreten, dürfen wir auch erst viel zu spät, weil wir
es uns vorher noch nicht „verdient“ haben, mitzusprechen. Die
Bevormundung und Prekarisierung wird uns immer wieder eingehämmert,
sodass sich viele von uns schon damit abgegeben haben und keinen
Widerstand leisten wollen. Wir aber schon! Wir bestehen trotzdem auf
unsere Rechte und Freiheiten und fordern deshalb:

Für
das Recht statt bei der Familie in selbstorganisierten Jugendzentren



in Quarantäne zu gehen. Natürlich müssen auch hier Betreuung und
alle nötigen Infektionsschutzmaßnahmen gewährleistet werden.
Für
den Ausbau von Schutzhäusern für Betroffene von häuslicher
Gewalt!
Abschaffung
aller Lizenzen für Streamingplattformen und Musik! Kultur darf kein
Privileg der Reichen sein!
Lernmittel,
wie Softwarepakete oder auch technische Grundausstattung wie
Computer und Drucker müssen allen Schüler_Innen kostenlos zur
Verfügung  gestellt  werden!  Keine  Benotung  von  E-Learning-
Aufgaben!
Für
die gleichwertig bezahlte Freistellung von nicht lebensnotwendigen
Berufen und eine  Garantie  der  Übernahme,  wenn es  medizinisch
wieder
zu verantworten ist, arbeiten zu gehen!
Für
ein bedingungsloses Mindesteinkommen für Jugendliche, das uns ein
unabhängigeres Leben ermöglicht. Bezahlt durch die höhere
Besteuerung der Reichen!

E-Learning: Warum der Corona-
Online-Unterricht
diskriminierend  und  gefährlich
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ist.
Katjuscha Forcella

Seit
Mitte März diesen Jahres sind auf Grund der Pandemie nun auch in
Deutschland alle Schulen geschlossen, aber die Schüler_Innen haben
keineswegs „Corona-Ferien“, wie es sich vielleicht so manch
eine_r erhofft hatte. Das Pauken muss weitergehen, schließlich
dürfen ja keine Wissenslücken entstehen. Wie aber sollen nun die
Lerninhalte von den Lehrer_Innen zu uns Schüler_innen und in unsere
Köpfe gelangen? Das Zauberwort heißt an dieser Stelle „E-Learning“!
Wir Schüler_Innen sollen nun über virtuelle Lernplattformen, Online
– Tutorials oder digitale Arbeitsblätter unser Lernpensum von
Zuhause aus absolvieren. Klingt erst einmal einleuchtend und simpel?
Ist es aber nicht: Wie selbstverständlich wird vorausgesetzt, dass
alle Schüler_Innen die nötige Hardware, also einen Computer und
Drucker samt Zubehör daheim haben. Auch wenn viele Familien heute
technisch gut ausgestattet sind, heißt das immer noch nicht, dass
für jedes Kind ein eigenes Gerät zur Verfügung steht. Auch nicht
jede_r von uns hat ein eigenes Zimmer oder kann sich mit vielen
Geschwistern in einer engen Wohnung gut auf das Arbeiten
konzentrieren. Während einige von uns Eltern haben, die selber
studiert haben, fließend Deutsch sprechen und ihre Kinder während
des Homeoffice gut bei den Aufgaben unterstützen können, haben
andere von uns Eltern, die vielleicht eine andere Muttersprache oder
eine andere Schulbildung erfahren haben und alleinerziehend sind oder
täglich für wenig Geld im Supermarkt oder Krankenhaus arbeiten
müssen. Kinder und Jugendliche aus prekär lebenden Familien werden
also durch das E-Learning massiv benachteiligt.

Wenn
man auf dem Land wohnt, bringen einem genügend Geräte auch nicht
viel, wenn die Internetverbindung nicht funktioniert. Denn in
Deutschland sind überwiegend private Anbieter_Innen (Telekom,
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Unitymedia & Co) für die Internetversorgung zuständig und
dadurch haben insbesondere ländlichere Regionen ein echtes digitales
Versorgungsproblem, denn in dünn besiedelten Regionen machen die
Anbieter_Innen weniger Profite und die Netzbelastung ist durch die
Maßnahmen deutlich stärker. Für viele Schüler_Innen heißt das
konkret, dass ihre Internetverbindung immer wieder zusammenbricht
oder zu schwach ist. Und nicht nur für die Schüler_Innen ist die
Situation schwierig, sondern auch sind die Lehrer_Innen sind nur
unzureichend für das Medium E-Learning fortgebildet. Im Europäischen
Vergleich steht Deutschland dies bezüglich laut der Studie des CEPS
(2019) auf Platz 27, also ganz unten.

Das  E-Learning,  wie  es  momentan  umgesetzt  wird,  stellt  vielmehr  eine
„Beschäftigungstherapie“ dar, als ein pädagogisches Konzept. „Wir müssen
täglich so viele Aufgaben bearbeiten und fristgerecht einreichen, dass ich
noch weniger Freizeit habe als vor den Schulschließungen.“, sagt L., eine
Schülerin des Victor-Klemperer-Kollegs in Berlin. Auch hier zeigt sich, dass
es  in  der  Schule,  egal  ob  virtuell  oder  analog,  vor  allem  darum  geht,
disziplinierte Menschen für den (digitalisierten) Arbeitsmarkt heranzuziehen,
die auch unter hohem Druck gute Leistungen erbringen. Das E-Learning-
Format macht es darüber hinaus auch möglich, Aufgaben so zu stellen, dass
die Leistungen von uns Schüler_Innen maximal messbar und so auch besser
zu  vergleichen  sind.  Dies  erhöht  den  dem  Kapitalismus  innewohnenden
Konkurrenzdruck  auf  uns  Schüler_Innen untereinander.  Außerdem lassen
sich  wirkliche  Lerngewinne,  die  über  reines  Abfragewissen  hinausgehen,
auch gar nicht in messbaren Zahlen ausdrücken.

E-Learning = Einbahnstraße

Lernen
ist eigentlich ein kollektiver Prozess, in dem sich Schüler_Innen
austauschen, gemeinsam Probleme lösen und sich gegenseitig mit ihren
unterschiedlichen Stärken und Schwächen unterstützen können. So
wie jedoch das virtuelle Lernen momentan umgesetzt wird, pusht es nur
die Individualisierung und Vereinzelung – die Schüler_Innen sind
mit all ihren Aufgaben auf sich allein gestellt. E-Learning ist kein



gemeinsamer Austauschprozess sondern eine autoritäre Einbahnstraße,
bei der lediglich Befehle erteilt und diese ausgeführt werden. Dass
wir keine Mitsprache bei den Inhalten haben und nie hatten, bremst
unsere Neugierde und macht es unter solchen Umständen noch
schwieriger, vereinzelt für irgendwas Eigeninitiative zum
selbstständigen Arbeiten aufzubringen.

Die
Schule als physischer Raum stellt nicht nur den Ort dar, an dem wir
uns täglich aufhalten und Inhalte lernen müssen, die wir uns nicht
selber ausgesucht haben, sondern es ist auch ein Ort, an dem wir uns
untereinander vernetzen können und uns gemeinsam gegen
Ungerechtigkeit im Schulalltag organisieren können. Wenn wir aber
jede_r in unserem Zimmer vor unseren Computern sitzen und den ganzen
Tag damit beschäftigt sind, übermäßig viele Schulaufgaben zu
erledigen, macht das ein Zusammenschließen für unsere Rechte und
Bedürfnisse nahezu unmöglich.

Wir  fordern,  dass  E-Learning-Aufgaben  in  Zukunft  deutlich  mehr  auf
kooperatives Problemlösen anstatt auf individualistisches Auswendiglernen
und Abarbeiten ausgelegt werden. Online-Lehrmittelmaterialien und damit
auch Inhalte müssen einer demokratischen Kontrolle unterliegen. Lehrmittel,
wie Softwarepakete oder auch technische Grundausstattung wie Computer
und Drucker müssen allen Schüler_Innen kostenlos zur Verfügung gestellt
werden, um einer strukturellen Benachteiligung im Bildungssystem entgegen
zu  wirken.  Das  E-Learning  hat  dafür  gesorgt,  dass  wir  mit  sehr
unterschiedlichen  Startbedingungen  weitermachen,  sobald  der  Unterricht
wieder normal im Schulgebäude stattfindet. Trotzdem schreiben wir später
alle  dieselben  Prüfungen  und  Klassenarbeiten.  Wir  fordern  zusätzliche
finanzielle  Mittel,  um  mehr  Ressourcen  wie  Lehrpersonal  und
Sozialarbeiter_Innen bereitzustellen, die den neuen Anforderungen gerecht
werden können.



Abitur  2020:  Prüfungsdruck im
Corona-Chaos
Sani Meier

Die weltweit andauernde Ausbreitung des Corona-Virus stellt nicht nur den
Alltag  von  Lohnabhängigen  in  Deutschland  vor  Probleme:  Neben
Universitäten  sind  seit  Wochen  auch  sämtliche  Schulen  zum Schutz  vor
Neuinfektionen  geschlossen.  Neben  den  Schwierigkeiten  des  Online-
Unterrichts (Revo berichtete: LINK EINFÜGEN) gab es in letzter Zeit viel
Verwirrung um die anstehenden Abitur- und Abschlussprüfungen. Ob und
wie diese überhaupt  stattfinden würden,  stand bis  vor  Kurzem noch zur
Diskussion.  Problematisch  hieran  war  zunächst,  dass  keine  einheitliche
bundesweite Regelung gefunden wurde, sondern jedes Bundesland erstmal
individuell über den Verlauf der Prüfungen entschieden hat. Während also in
Hessen  bereits  schriftliche  Abiturprüfungen  stattgefunden  haben,  sollten
diese in Schleswig-Holstein vollständig abgesagt werden. Nun wurde letzte
Woche  durch  die  Kultusministerkonferenz  (KMK)  entschieden,  dass  die
Abschlussprüfungen in ganz Deutschland stattfinden sollen. Die jeweiligen
Termine sollen die Schulen selbst festlegen. Wir halten diese Entscheidung
aus mehreren Gründen für problematisch:

Die KMK verspricht im Zuge ihrer Entscheidung, dass die Schüler_Innen
keinerlei  Nachteile  durch  diese  Situation  haben  sollen.  Wie  dies  in  der
Realität umsetzbar sein soll, ist schwer vorstellbar: Schüler_Innen treten zum
momentanen  Zeitpunkt  zwangsläufig  unter  erschwerten  Bedingungen  zu
ihren  Prüfungen  an:  Denn  zusätzlich  zum  ohnehin  schon  enormen
Leistungsdruck  befinden  sie  sich  nun  auch  unter  erhöhtem psychischen
Druck: Die eigene Familie befindet sich durch Lohnausfälle möglicherweise
in Existenznot, Geschwister sind durch Schließung der Schulen und Kitas
ganztägig zuhause und ältere Geschwister sind somit zusätzlich mit deren
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Betreuung beschäftigt. Von einer konzentrierten Lernatmosphäre kann bei
vielen zu Hause keine Rede sein. Der chaotische Online-Unterricht und der
fehlende Austausch mit Mitschüler_Innen führen zu weiteren Unsicherheiten.

Indem die Abi-Vorbereitung in den Haushalt verlegt wird, wird die ohnehin
bestehende Ungerechtigkeit im Bildungssystem noch verstärkt. Lernen wird
zum  Klassenprivileg.  Es  wird  selbstverständlich  vorausgesetzt,  dass  alle
Schüler_Innen die nötige Hardware, also einen Computer und Drucker samt
Zubehör  daheim  haben.  Auch  wenn  viele  Familien  heute  technisch  gut
ausgestattet  sind,  heißt  das  immer  noch  nicht,  dass  für  jedes  Kind  ein
eigenes Gerät zur Verfügung steht. Während einige von uns Eltern haben, die
selber studiert haben, fließend Deutsch sprechen und ihre Kinder während
des Homeoffice gut beim Lernen unterstützen können, haben andere von uns
Eltern,  die  vielleicht  eine  andere  Muttersprache  oder  eine  andere
Schulbildung erfahren haben und alleinerziehend sind oder täglich für wenig
Geld im Supermarkt oder Krankenhaus arbeiten müssen.

Zusätzlich zum erhöhten psychischen Druck und verstärkter Diskriminierung
bedeutet die Durchführung der Prüfungen auch ein gesundheitliches Risiko
für die Betroffenen: Sowohl die Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln, als
auch der stundenlange Aufenthalt mit vielen Leuten in einem Raum bedeuten
ein erhöhtes Infektionsrisiko und ein mögliches beschleunigtes Fortschreiten
der Pandemie. Auch unter Schüler_Innen gibt es Risikogruppen, welche nicht
dazu gezwungen werden dürfen, sich dieser erhöhten Gefahr auszusetzen.

Weiterhin  kritisieren  wir  die  Bedingungen  unter  denen  die  KMK  diese
Entscheidung  getroffen  hat.  Während  es  wochenlang  keine  einheitliche
Regelung gab, formulierten viele Schüler_Innen bereits online Vorschläge zur
Durchführung ihrer Prüfungen. Besonders stark wurde einerseits der Entfall
der schriftlichen Prüfungen gefordert, welche durch eine Durchschnittsnote
der  vergangenen  Schuljahre  ersetzt  werden  würde  und  andererseits  die
Verschiebung der Prüfungen in die Zukunft. Klar ist also, dass ein Großteil
der  Schüler_Innen  sich  gegen  eine  reguläre  Durchführung  zum jetzigen
Zeitpunkt  aussprach  und  dass  diese  Forderung  von  der  KMK  komplett
ignoriert wurde. Wir fordern deshalb, dass solche Entscheidungen von den
Personen  getroffen  werden  sollten,  die  direkt  davon  betroffen  sind:



Schüler_Innen sollen selbst über die Bedingungen ihres Lernens und somit
auch über die Bedingungen ihrer Prüfungen bestimmen, denn nur so kann
eine wirklich faire und demokratische Entscheidung getroffen werden.

Diese  Forderungen beschränken sich  nicht  nur  auf  die  Abiturprüfungen,
sondern gilt genauso für ESA- und MSA-Prüfungen. Die Schüler_Innen dieser
Bildungswege  befinden  sich  in  einer  identischen  Situation  und  sollten
genauso  vom  Prüfungszwang  befreit  werden.

Wir fordern deshalb:

Infektionsschutz statt Leistungszwang: Für die Freiheit aller
Schüler_Innen, selbst zu entscheiden, ob sie jetzt zu ihren
Prüfungen antreten oder diese lieber verschieben wollen!

Organisierung von Schüler_Innen an ihren Schulen: Für den Aufbau
demokratischer Strukturen an den Schulen, damit wichtige
Entscheidungen direkt von den Schüler_Innen getroffen werden
können!

Finanzielle Absicherung auch bei Ausfall von Schule, Job und Uni:
Sowohl die Löhne, als auch Bezüge von Bafög u.ä. müssen
weiterhin in voller Höhe ausgezahlt werden!

Respect my Authority? Rolle der
Autorität in der Schule
In jeder Schule, in jedem Land sind wir Schüler_Innen ständiger Schikanen
und Repressionen durch Lehrkräfte ausgesetzt. Heute sehen wir das zum
Beispiel  an  der  Kriminalisierungswelle,  welcher  diejenigen  von  uns
ausgesetzt sind, die jeden Freitag auf die Straße gehen, um für unser aller
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Zukunft  zu  kämpfen.  Auftrag  der  Schule  laut  Gesetzbuch  ist  es  uns  zu
befähigen,  für  uns  und  unsere  Umwelt  Verantwortung  zu  übernehmen,
unsere  Lebensgrundlagen  zu  schützen  und  für  nächste  Generationen  zu
erhalten.  Doch  von  der  Politik  und  auch  den  Medien  wurde  auf  die
Verletzung der Schulpflicht hingewiesen und die Schulleitungen aufgefordert
die  Fridays  for  Future  Aktivist_Innen  härter  zu  bestrafen.  Dass  wir  ein
Grundrecht auf Versammlungen und politisches Engagement haben, welches
uns nicht verwehrt  werden darf,  wird hierbei  nicht erwähnt.  Auch wenn
einige  Schulen  versuchen  die  Bewegung  zu  unterstützen,  müssen  die
Aktivist_Innen um ihre Abschlüsse bangen. Neben den Fehlstunden werden
vermehrt  Tests  auf  den  Freitag  gelegt,  Schüler_Innen  wird  mit
Nichtversetzung gedroht, Bußgelder werden fürs „Schwänzen“ gefordert und
vieles mehr. Viele haben daher den Mut verloren auf die Straße zu gehen.

Viele  haben  aber  auch  schon  seit  längerem  immer  wieder  zu  spüren
bekommen,  wer  im  Klassenzimmer  am  längeren  Hebel  sitzt.  Ob  du
Kaugummi kaust, ob du eine Mütze aufhast, wann du kommst und gehst, ob
du dein Handy benutzt, worum es im Unterricht geht, was richtig und was
falsch ist, usw. usf. Das alles wird nicht von dir selbst entschieden, sondern
von der Lehrperson. Dabei sind natürlich nicht alle gleich schlimm: Während
die einen sich bemühen, hie und da z. B. offene Diskussionen zuzulassen,
führen uns die anderen vor, lassen uns nicht auf die Toilette gehen oder
denken  sich  irgendwelche  anderen  Schikanen  aus.  Das  Prinzip  ist  aber
immer  das  gleiche  und  scheinbar  können  wir  nur  darauf  hoffen,  kein
Arschloch  abzukriegen.  Die  Frage  ist,  woher  kommt  das  alles?  Warum
werden wir in unserem Kampf für die Umwelt nicht unterstützt? Was ist das
für eine Bildung und was können wir tun, um sie zu ändern?

Bildung ist im kapitalistischen System nicht darauf ausgelegt, dass wir uns
entwickeln wie wir es wollen, sondern so wie es das System benötigt. Dass
wir Bildung bekommen hat sich erst dadurch ergeben, dass die Ansprüche an
die Arbeiter_Innen durch die Industrialisierung gestiegen sind. Vorher war es
nur dem Adel erlaubt, heute ist jede_R verpflichtet in die Schule zu gehen. Es
braucht  aber  neben  wenigen  klugen  Köpfen  in  den  Chefetagen,  viele
preisgünstige Arbeitskräfte. Die Schule ist dabei eine vollkommen autoritäre



Institution  die  verschiedene  Funktionen  erfüllt.  Neben  dem Wissen,  das
vermittelt wird, dient sie auch dazu, dass wir dieses System und die Art und
Weise wie darin zu leben ist beigebracht zu bekommen. Und genau davon ist
Disziplin und Gehorsam ein wichtiger Bestandteil. Wir sollen nämlich auch
später  die  Autoritäten  wie  z.  B.  unsere_N  Chef_In  oder  den  Staat
anerkennen. Sowohl Inhalte als auch Art und Weise unseres Lernens werden
dabei vom Schulministerium in Zusammenarbeit mit FachvertreterInnen und
LobbyistInnen  festgelegt.  Die  Schulen  setzen  diese  um.  Wer  sich  dem
entgegenstellt,  wird  abgestraft,  dafür  gibt  es  einen  ganzen  Katalog  an
Disziplinierungsmaßnahmen, damit wir uns fügen.
Autorität bedeutet, dass eine Person oder eine Organisation durch fachliches
Können  oder  gesellschaftliche  Akzeptanz,  die  Macht  erhält,  dass  andere
Menschen  sich  ihrem  Denken  und  Handeln  fügen.  Unsere  Lerninhalte
werden  dazu  vom  Schulministerium  in  Zusammenarbeit  mit
FachvertreterInnen und LobbyistInnen festgelegt. Die Schulen setzen diese
um. Wer sich dem entgegenstellt, wird abgestraft, dafür gibt es einen ganzen
Katalog an Disziplinierungsmaßnahmen, damit wir uns fügen.

Dieses Bildungssystem muss komplett erneuert werden! Seit über 60 Jahren
gibt es genug Studien und Theorien, die aufzeigen, dass zu viel Autorität und
Zwang in der Erziehung in hohem Maße kontraproduktiv sind, da es die
Schüler_Innen nicht  dazu  bringt  bewusst  zu  Handeln,  sondern  nur  lehrt
Gehorsam vorzutäuschen (Rousseau). Jeder Mensch hat das Bedürfnis sich zu
entwickeln,  zu  lernen  und  Fähigkeiten  einzusetzen.  Wir  wollen  eine
selbstbestimmte  Schule,  die  in  Zusammenarbeit  von  Schüler_Innen,
Lehrer_Innen und Arbeiter_Innen gestaltet wird. Wo wir unsere Lerninhalte
von  unseren  Interessen  abhängig  machen.  Wo  wir  keinen  Hierarchien
unterliegen, sondern demokratisch Verbesserungen schaffen. Wo wir nicht
für  ein  ausbeuterisches  System  ausgebildet  werden,  sondern  für  unser
Leben. Uns ist dabei sehr wohl bewusst, dass wir dafür kämpfen müssen!
Aber  wie  wir  auch  beim  Klimawandel  sagen,  dass  dieser  mit  grünem
Kapitalismus nicht abzuwenden ist, sagen wir auch, dass eine solche Bildung
nicht innerhalb dieses Systems erreicht werden kann. Daher müssen wir die
Kämpfe verbinden mit dem Kampf für eine befreite Gesellschaft, in der wir
demokratisch eine Wirtschaft, die sich nach den Bedürfnissen von Mensch



und Natur richtet,  aufbauen und Bildungsstätten,  in denen wir uns nach
unseren  Bedürfnissen  entwickeln  und  nicht  schikaniert  werden.  Vernetzt
euch! Macht Probleme öffentlich und kämpft gegen die Unterdrückung der
Jugend!


